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Öffentliches Dienstleistungsmanagement









Zusammenfassung

Die Reform des öffentlichen Dienstes in der Bundesrepublik Deutschland ist nicht alleine mit einem Paradigmenwechsel zu erklären, sondern muss im Zusammenhang mit der Entwicklung eines europäischen Binnenmarktes und der daraus folgenden Deregulierung im Bereich der Daseinsvorsorge betrachtet werden.

Dargestellt werden u.a.: die Auswirkungen der EU-Dienstleistungsrichtlinie, Aspekte einer Verwaltungsreform, ökonomische Rahmenbedingungen, Grundlagen für ein öffentliches Dienstleistungs-Management sowie Neue Ansätze.






Einleitung

Die öffentliche Verwaltung1 ist nicht definitorisch bestimmbar, sondern lässt sich nur mit Hilfe von wesentlichen Aspekten beschreibend erklären. Zu den wesentlichen Aspekten zählen üblicherweise je nach Untersuchungsgegenstand (beispielhaft):


	die öffentliche Verwaltung als Organisation (Public administration):

	Aufbau-/Ablauforganisation

	Behörde

	Verwaltungsbetrieb




	die öffentliche Vewaltung als soziales System:

	Interaktion der Mitglieder

	Zielsystem

	Umwelt




	die öffentliche Verwaltung als (öffentlicher) Dienstleister:

	öffentliche Dienstleistungen (Public Services)

	Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (Services of General Interest)

	Verwaltungsleistung (Public Performance)






In der veröffentlichten Darstellung verschiedener Autoren/Organisationen wird oftmals betont, die öffentliche Verwaltung sei im Wandel zum Dienstleistungsunternehmen. Als ein Beispiel wird auf das Internetangebot des Institut für den öffentlichen Sektor e.V. verwiesen:2

Die öffentliche Verwaltung, vor allem auf der Kommunalebene, entwickelt sich immer stärker zu einem Dienstleistungsunternehmen. Während die Erwartungen und Ansprüche der Bürger und Unternehmen steigen, müssen die Infrastrukturleistungen im Spannungsfeld zwischen beschränkten Finanzmitteln und aufgestautem, weiter wachsendem Investitionsbedarf erbracht werden.

Die finanziellen Engpässe und auch der Wettbewerb unter den Regionen treiben den Modernisierungsprozess voran: Auf kommunaler Ebene ist dieses beispielsweise die Einführung des Neuen Steuerungsmodells, in den Ländern sind dies die Umstrukturierungen bei den Mittel- und Sonderbehörden und im Bund die Strukturveränderungen etwa bei den Beteiligungsunternehmen und der Bundesagentur für Arbeit.

Auch in diesem Band aus der Reihe Die öffentliche Verwaltung der Bundesrepublik Deutschland auf dem Weg zum Verwaltungsbetrieb werden keine Sachstandsbeschreibungen sondern aktuelle Entwicklungen aus unterschiedlichen Untersuchungsgegenständen näher betrachtet. Besondere Beachtung gilt diesmal dem EU-Konzept von Dienstleistungen im allgemeinen Interesse und den damit verbundenen - teilweise erheblichen - Auswirkungen für den öffentlichen Dienst in der Bundesrepublik Deutschland. Der Veränderungsprozess erhält damit eine zusätzliche Komponente: die Angleichung nationalstaatlicher Ordnung an die europäische Rechtsordnung.





Teil I Grundlagen



1 Begriffe

Das Öffentliche Dienstleistungsmanagement (Public Management) beschäftigt sich mit der zielorientierten Gestaltung und Steuerung von Organisationen des öffentlichen Sektors, wobei der Fokus in der Regel auf einzelnen Organisationen der öffentlichen Verwaltung, der öffentlichen Wirtschaft, des Dritten Sektors sowie auf Interorganisationsgeflechte gerichtet ist.


1.1 Wirtschaftssektoren

In den Wirtschaftswissenschaften werden Industrie und Gewerbe in sogenannte Wirtschaftssektoren (= Wirtschaftszweige) eingeteilt (vgl. Abschn. A.3).

Definition 1.1 Wirtschaftssektoren


Aufteilung der Beschäftigten einer Volkswirtschaft auf Produktionsbereiche. Danach gehören die öffentlichen Haushalte zum tertiären Sektor.




1.1.1 Tertiärsektor

Der Tertiärsektor3 oder auch Dienstleistungssektor umfasst alle Dienstleistungen, die in eigenständigen Unternehmungen oder durch den Staat sowie in anderen öffentlichen Einrichtungen erbracht werden. Ihm gehören unter anderem folgende Wirtschaftszweige an:


	Handel, (z.B. Verkauf)

	Verkehr, Logistik (z.B. Bus, Bahnen, Taxi)

	Tourismus, Hotel-und Gaststättengewerbe

	Kreditinstitute (z.B. Sparkassen, Banken)

	Versicherungen

	Wohnungsvermietung

	Lehrende Berufe (Lehrer, Hochschullehrer)

	sonstige Unternehmen oder freie Berufe, die Dienstleistungen erbringen

	medizinische Versorgung (z.B. Arzt, Apotheker, Psychologe)

	private Haushalte

	öffentliche Haushalte, z. B. Staat, Gemeinden, Bundeswehr etc.



Charakteristisch für den Sektor ist die Produktion durch Einsatz von Arbeit (ich verkaufe meine Arbeitszeit), dadurch ist der Sektor sehr personal intensiv.



1.1.2 Öffentlicher Sektor

Unter dem öffentlichen Sektor (auch: staatlicher Sektor; eng.: public sector, civil sector) versteht man den Wirtschaftsbereich, der vom Bund, den Ländern, den Kommunen sowie von sonstigen öffentlichen Einrichtungen (Körperschaften, Anstalten und Stiftungen) finanziert und kontrolliert wird.

Definition 1.2 Öffentlicher Sektor


Der öffentliche Sektor beschreibt jenen Ausschnitt ökonomischer Aktivitäten, in dem Produktionsentscheidungen und Leistungserbringungen innerhalb des staatlichen Verantwortungsbereichs vollzogen werden.



Er bildet einen erheblichen Teil der Gesamtwirtschaft. Entsprechend seiner Beziehung zu dieser unterscheidet man die folgenden Aspekte öffentlicher Tätigkeit:


	Einnahmen (Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und Gebühren) als Mittelentzug,

	Ausgaben (vor allem Löhne, Güternachfrage, Transferzahlungen der Sozialversicherungen und Schuldzinsen),

	Leistungen der hoheitlichen Verwaltung (Einwohnermeldewesen, Justizverwaltung und Gerichte, Steuerverwaltung, Regulierungsbehörden, militärischer und polizeilicher Schutz) sowie

	Leistungen der Daseinsvorsorge (u.a. Schulwesen, Krankenhäuser, Wasser-, Gas- und Elektrizitätsversorgung).



Während der öffentliche Sektor auf die wirtschaftlichen Aktivitäten der staatlichen Organisationen zielt, geht der Begriff öffentlicher Dienst (eng. public service; franz.: service public) von Eigenschaften und Ansprüchen an die erbrachten Leistungen aus, etwa vom Postulat der Grundversorgung. Eine der wichtigsten Aufgaben des Staates im Wirtschaftskreislauf ist es, Einkommen und Vermögen, die im Wirtschaftsprozess entstanden sind, zu besteuern und umzuverteilen. Er produziert und bietet auch selbst Güter und Dienste an, die er der Allgemeinheit oft kostenlos zur Verfügung stellt, z. B. Straßen und Krankenhäuser.




1.2 Prinzip staatlicher Korrekturen

In der Volkswirtschaftslehre werden verschiedene Grundprinzipien unterschieden. Nach dem Prinzip staatlicher Korrekturen gilt: Dem Staat kommt dabei in gewisser Weise die Rolle eines Reparaturbetriebs des Marktes zu.

Definition 1.3 Prinzip staatlicher Korrekturen


Der Staat erhält die Aufgabe, für die notwendigen Korrekturen an nicht effizienten oder nicht gewünschten Ergebnissen des Marktes zu sorgen.



Die wichtigsten Bereiche, in denen heute politische Korrekturmaßnahmen in modernen Volkswirtschaften als notwendig und sinnvoll erscheinen, sind:


	Gewährleistung allokativer Effizienz bei Verstößen der Unternehmen gegen das Wettbewerbsprinzip

	Regelung der Eigentumsverhältnisse

	Vermeidung oder Beseitigung von negativen externen Effekten (Umweltschäden) aufgrund von Marktaktivitäten

	Versorgung mit öffentlichen Gütern

	Maßnahmen der Verteilungs-und Sozialpolitik



Knorr4 stellt zwei wirtschaftstheoretische Thesen vor, die ein notwendiges Eingreifen der Wirtschaftspolitik nicht zwangsläufig als gegeben voraussetzen:


	häufig bilden sich auch ohne Tätigwerden des Staates marktmäßige Mechanismen heraus, mit deren Hilfe die privaten Wirtschaftseinheiten Marktversagen erfolgreich und im Vergleich zu alternativen staatlichen Korrekturmaßnahmen zu niedrigeren gesamtwirtschaftlichen Kosten überwinden können


	sind im Rahmen einer vergleichenden Institutionenanalyse vor einem geplanten staatlichen Eingriff grundsätzlich die gesamtwirtschaftlichen Kosten des vorliegenden Marktversagens den gesamtwirtschaftlichen Kosten der zu dessen Korrektur erwogenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen - zum Beispiel der Leistungserbringung durch die öffentliche Verwaltung - gegenüber zustellen.


„Staatlicher Handlungsbedarf besteht somit immer nur dann, wenn die Folgekosten des Marktversagens die Folgekosten seiner Therapie insgesamt übersteigen und eine rein privatwirtschaftliche Remedur im Vergleich nur zu höheren gesamtwirtschaftlichen Kosten verfügbar wäre. Eine rationale Entscheidung setzt aber eine gründliche und objektive Nutzen-Kosten-Analyse beider Alternativen durch die politischen Entscheidungsträger zwingend voraus.“






Die Umsetzung dieser Thesen in die deutsche Rechtsordnung ist beispielsweise für die öffentliche Verwaltung durch die Regelung des § 7 Abs. 2 BHO erfolgt. Danach


	sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen

	die mit der Maßnahme verbundene Risikoverteilung ist zu berücksichtigen,

	in geeigneten Fällen ist ein Interessenbekundungsverfahren durchzuführen.5










2 Der Staat als Anbieter von öffentlichen Gütern


2.1 Begriff des öffentlichen Gutes

Ein reines privates Gut ist durch folgende Merkmale gekennzeichnet:


	Rivalität im Konsum

	Möglichkeit des Ausschlusses.



Sind diese Eigenschaften nicht erfüllt, spricht man von einem reinen öffentlichen Gut. Ein reines öffentliches Gut (social good) weist dementsprechend keine Rivalität im Konsum aus und ein Ausschluss vom Konsum ist nicht möglich.

Öffentliche Güter sind Güter, deren Nutzung kann nicht von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht werden, da der Nutzungsausschluss z. B. aus technischen Gründen nicht durchsetzbar ist und der den Individuen aus der Nutzung zufließende Nutzen ist unabhängig von der Zahl der Nutzer (Nichtrivalität; kein Überfüllungsproblem).

Öffentliche Güter im engeren Sinn haben damit zwei wichtige Eigenschaften. Sie sind „nicht ausschließbar“ und „nicht rivalisierend“. Ein Gut ist nicht ausschließbar, wenn Verbraucher nicht vom Konsum des Gutes ausgeschlossen werden können.

Deshalb ist es schwierig, den Verbrauchern etwas für die Nutzung des Gutes zu berechnen. Das Gut kann ohne Bezahlung konsumiert werden. Ein Gut ist nicht rivalisierend, wenn die Grenzkosten der Bereitstellung an einen weiteren Verbraucher gleich null sind.

Definition 2.1 Öffentliches Gut


Unterliegt ein Gut nicht dem Ausschlussprinzip und zudem nicht der Rivalität des Konsums, so wird von einem öffentlichen Gut gesprochen.



Die Nutzung von Gütern, die nur eine der genannten Eigenschaften aufweisen, kann den Verbrauchern belastet werden. Zum Beispiel ist die Benutzung eines Tunnels bei geringem Verkehrsaufkommen nicht rivalisierend. Es können aber einzelne Benützer vom Tunnel ausgeschlossen werden und ein Tunnelbetreiber kann Gebühren für die Benutzung erheben. Obwohl auch solche Güter oft durch den Staat bereitgestellt werden, wäre es nicht schwierig, die Kosten direkt den Benutzern an zulasten.

Hingegen muss bei öffentlichen Güter, die den Verbrauchern einen Vorteil gewähren, ohne Grenzkosten zu verursachen, über eine kollektive Entscheidung bestimmt werden, wie viel von dem Gut bereitgestellt werden soll. Dies gilt auch für Güter, die nach dieser Definition nicht öffentliche Güter sind, die aber aus anderen Gründen durch den Staat bereitgestellt werden. Zum Beispiel können Kinder durch Schulgebühren sehr wohl von Bildungseinrichtungen ausgeschlossen werden. „Chancengleichheit“ in einer Gesellschaft ist hingegen ein öffentliches Gut nach dieser Definition. Deshalb kann es durchaus sinnvoll sein, Schulen staatlich bereitzustellen. Auch öffentliche Transportmittel sind ausschließbar und rivalisierend. Hier wird aus Gründen der nötigen Gesamtsicht in der Infrastrukturplanung und Fahrplangestaltung eine staatliche Bereitstellung in vielen Fällen vorgezogen.

Tab. 2.1: Abgrenzung private - öffentliche Güter








	
 

	
Ausschluss möglich

	
Ausschluss nicht möglich




	
Rivalität im Konsum

	
Reines privates Gut, z.B. Kleidung, Nahrung, Wohnung

	
Mischgut, z.B. Autobahnen, Strände, saubere Umwelt




	
keine Rivalität im Konsum

	
Mischgut, z.B. Kabelfernsehen, Zoo, Gruga-Park

	
Reines öffentliches Gut (z.B. Verteidigung, Polizei)







 




2.2 Mischgüter

Unter Mischgüter (auch: unreine öffentliche Güter) versteht man nach Bajohr:6

Definition 2.2 Mischgüter


sind nicht ausschließende öffentliche Güter mit tendenziell rivalisierendem und ausschließende private Güter mit tendenziell nicht rivalisierendem Konsum.



Meritorische Güter sind kollektive Güter, die der Staat kostenlos anbietet oder preislich subventioniert, weil sie gesamtwirtschaftlich oder gesellschaftlich bedeutsam sind und er damit positive externe Effekte7 erzeugen will, z.B.


	gewollte Absicherung der Bürger (z. B. Sozialversicherung und Kfz-Haftpflicht)

	Schaffung von besseren Lebensverhältnissen (z. B. Bildung, Vermögensbildung)

	Gesundheit (z. B. Milch).



Der Begriff kann auch bedeuten, dass das Individuum den Wert des Gutes nicht (sofort bzw. vollständig) selbst erkennt, oder sich dieser erst nach Ablauf einer gewissen Zeitspanne offenbart. Ein im positiven Sinne paternalistisch agierender Staat fördert deswegen von sich aus den Konsum von meritorischen Gütern, da er dem Individuum gegenüber einen Informationsvorsprung hat und diesen zum allgemeinen Wohl einsetzen möchte.

Bei demeritorischen Gütern dagegen handelt es sich um Güter, bei deren Konsum negative externe Effekte8 auftreten. Um diese negativen Effekte zu minimieren bzw. zu verhindern, werden die Güter besteuert bzw. verboten (z.B. bei Benzin, Tabak und anderen Suchtmitteln).

Mischgüter sind kontinuierlich mittig zwischen privatem Gut (Gültigkeit des Ausschlussprinzips) und spezifisch öffentlichem Gut (Versagen des Ausschlussprinzips) zu sehen (s. Abb. 2.1)





Abb. 2.1: Mischgüter9



2.3 Kriterien für ein staatliches Engagement

Woll10 weist im Zusammenhang mit der Beantwortung der grundsätzlichen Frage, in welchen Fällen Bedürfnisse durch ein staatliches Angebot befriedigt werden sollen, auf folgendes hin:


„Die ordnungspolitisch richtig gestellte Ausgangsfrage lautet: Aus welchen Gründen ist es unerlässlich, dass einige Güter vom Staat angeboten werden? Die generelle Antwort ist: Der Staat soll in einer Marktwirtschaft nur Güter anbieten, wenn der Markt versagt. Unter Marktversagen werden drei Fallgruppen unterschieden:


	Korrekturen der Unvollkommenheiten des Marktes11

	völliges Versagen des Marktmechanismus und

	Änderungen der Präferenzen von Konsumenten.“





Die Kriterien für ein Angebot an öffentlichen Gütern müssen nach Woll von zwei Bezugspunkten ausgehen:12


	die Rolle des Staates

	die Entwicklung fundamentaler Fertigkeiten

	die Sicherung der individuellen Freiheit nach innen und außen

	den Schutz vor Verletzung und Vernichtung der physischen Existenz.




	den unabweisbaren allgemeinen Bedarf.



Daraus resultieren Konsequenzen für die Wirtschaftspolitik, die Woll in drei Thesen zusammenfasst:13


	Rückzug der staatlichen Produktion in Fällen, in denen eine private Produktion zumindest ökonomisch gleichwertige Ergebnisse erwarten lässt,

	Aufgeben von überkommenem staatlichen Eigentum oder von staatlichen Beteiligungen an Unternehmen, deren Angebot mit dem privater Anbieter konkurriert,

	Konzentration auf Angebote des Staates, die im Hinblick allgemein vorhandener Bedürfnisse nur dieser erbringen kann.





2.4 Zusammenfassung

Ein öffentliches Gut zeichnet sich dadurch aus, dass niemand von seinem Konsum ausgeschlossen werden kann, auch wenn eine Person nichts zu seiner Bereitstellung beigetragen hat. Eigennützige Individuen sind deshalb auch nicht bereit, einen Preis für den Konsum eines öffentlichen Gutes zu entrichten oder anderweitige Kosten für dessen Produktion auf sich zu nehmen. Auf dem Markt kommt gemäß klassischer ökonomischer Sicht kein oder nur ein zu geringes Angebot zustande, obwohl die Bereitstellung des öffentlichen Gutes vom Standpunkt aller Beteiligten gesehen wünschenswert wäre (Marktversagen). Weil in solchen Situationen individuelle und kollektive Rationalität auseinander fallen, werden sie auch soziale Dilemmasituationen genannt.

Soziale Dilemmata treten in vielen Bereichen des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens auf. Umweltschutz, ein funktionierendes Rechtssystem, Landesverteidigung und politisches Engagement, aber auch gewerkschaftliche Organisation, Teamarbeit in Firmen oder ein funktionierendes Kartell tragen alle zum Gemeinwohl der betroffenen Gruppe oder der gesamten Gesellschaft bei; jedoch kann jede Person von den Vorteilen dieser öffentlichen Güter profitieren, selbst wenn sie nichts oder nur wenig zu deren Erstellung beigetragen hat (Trittbrettfahrerverhalten).

Auf der Grundlage individuellen Eigennutzes bietet die ökonomische Theorie zwei Lösungsmechanismen an:


	die Struktur des Problems wird durch Zuordnung privater Eigentumsrechte so verändert, dass rational eigennütziges Verhalten auch zu gesellschaftlich erwünschten Ergebnissen führt (z.B. Umweltzertifikate).

	die Bereitstellung öffentlicher Güter kann dem Staat übertragen werden (z.B. Landesverteidigung).







Teil II Dienstleistungen




3 Allgemeine Merkmale

Eine einheitliche Definition von Dienstleistungen existiert zwar bis heute nicht14aber ein Kriterium, das von allen Autoren als wesentlich für Dienstleistungen gesehen wird, ist der Einsatz eines externen Produktionsfaktors bei der Leistungserstellung. Darunter werden Produktionsfaktoren verstanden, die durch den Leistungsnehmer in den Produktionsprozess eingebracht werden und nicht vollständig vom Dienstleistungsproduzenten kontrolliert werden können. Dabei kann es sich z.B. um Informationen handeln (im Falle der Beratung), um Objekte im Besitz des Leistungsnehmers (z.B. Gebäudemanagement) oder um den Leistungsnehmer selbst (z.B. bei einer ärztlichen Untersuchung).

Definition 3.1 Externer Produktionsfaktor


Eine Produktion (und damit auch ein Verlauf) findet nur statt, wenn entweder der Nachfrager oder ein ihm gehörendes Objekt am Prozess beteiligt ist.



Aus der Existenz des externen Faktors folgt, dass


	eine direkte Interaktion zwischen Anbieter und Nachfrager stattfinden muss, in der die internen Produktionsfaktoren (des Anbieters) mit den externen (des Nachfragers) kombiniert werden, die in vielen Fällen einen zeitgleichen Kontakt zwischen Anbieter und Nachfrager erforderlich machen,


	eine Standardisierung der Leistung nur im begrenzten Umfang möglich ist, da die externen Faktoren mit dem jeweiligen Nachfrager variieren können. Fließ15 fasst die zugewiesenen bzw. feststellbaren Eigenschaften (z.B. Individualität, fehlende ) in zwei Hauptmerkmale zusammen:


	Intangibilität (=Immaterialität)

	Leistungsergebnis häufig nicht materiell

	i.d.R. nicht speicher-oder lagerbar (hohe Fixkosten)

	schwierige Messung der Leistungsqualität




	Integrativität (=Integration des externen Faktors)

	Kunde ist direkt in den Leistungserstellungsprozess eingebunden

	hohe Interaktion und Kommunikation nötig

	Prozess und Ergebnis schwer standardisierbar und nicht genau vorhersagbar

Andere Autoren16 führen ein weiteres Merkmal hinzu:


	Uno-Actu-Prinzip

	Erstellung und „Verbrauch“ erfolgen simultan in „Echtzeit“

	keine Möglichkeit von Tests oder Kontrolle vor dem Kauf

	i.d.R. keine Wiederholbarkeit bei fehlerhafter Ausführung






Meffert/Bruhn17 bemerken zu den besonderen Eigenschaften von Dienstleistungen:


„…Erst aus den spezifischen Fähigkeiten und der Bereitschaft des Dienstleistungsanbieters zur Erbringung einer Dienstleistung (Potenzialorientierung) und der Einbringung des externen Faktors durch den Dienstleistungsnachfrager als prozessauslösendes und begleitendes Element (Prozessorientierung) resultiert ein Dienstleistungsergebnis (Ergebnisorientierung).“












4 Einordnung von Dienstleistungen in die Gütersystematik

Als Gut im ökonomischen Sinn (Wirtschaftsgut) bezeichnet man allgemein alle Mittel oder Leistungen, die direkt oder indirekt der Bedürfnisbefriedigung dienen. Wirtschaftsgüter (knappe Güter) zeichnen sich dadurch aus, dass sie im Verhältnis zur Unbegrenztheit der menschlichen Bedürfnisse nur in begrenzter Zahl verfügbar sind (z. B. Elektrizität, Rohstoffe). Diese Güter verursachen in der Regel durch ihre Bereitstellung Aufwand, und weil sie Gegenstand des Wirtschaftens sind, heißen sie Wirtschaftsgüter.

Definition 4.1 Wirtschaftsgut


Unter Wirtschaftsgütern versteht man unter anderem Sachgüter und Dienstleistungen, die mit dem Erwerb durch den Konsumenten als Komponente in den Wirtschaftsprozess eingegliedert werden.



Nach der Beschaffenheit kann zwischen materiellen und immateriellen Gütern unterschieden werden. Materielle Güter werden auch als Sachgüter bezeichnet. Sie sind körperlich vorhanden (Gebäude, Maschinen, Nahrungsmittel, etc.). Immaterielle Güter sind nicht gegenständlich. Die wichtigste Gruppe innerhalb der immateriellen Güter bilden die Dienstleistungen. Zu ihnen gehören z.B. Leistungen von Versicherungen, Banken, Transportanstalten, Krankenhäuser usw. Eine andere wichtige Gruppe sind die Informationen. Es sind Nachrichten über einen Sachverhalt (z.B. über ein Ereignis, über einen Entscheid, einen Zustand usw.), die für den Empfänger neu und nützlich sind. Eine weitere Gruppe bilden die Rechte, z.B. Patente, das Copyright bei Büchern, bei Musik usw., das Recht an Marken).

Die Unterscheidung in materielle und immaterielle Güter soll lediglich verdeutlichen, dass zum Güterbegriff nicht nur die Waren (körperliche Güter, materielle Güter), sondern auch die Dienstleistungen und Rechte (unkörperliche, immaterielle Güter) gehören.







5 Besondere Begriffsbestimmungen


5.1 Dienstleistung im Sinne des Qualitätsmanagement

Aus der Sicht des Qualitätsmanagements (ISO 9000:2000) kann die Dienstleistung aus dem Produktbegriff heraus definiert werden. Dieser Produktbegriff unterscheidet sich von dem im Marketing oder in der Gütertheorie üblichen parallelen Begriff. Der Produktbegriff kann in drei Ebenen unterteilt werden:


	Das Kernprodukt umfasst die eigentliche materielle oder nicht materielle Eigenschaft. Es umfasst den Nutzen, der bei bestimmungsgemäßer Verwendung geboten werden soll: das Auto fährt. Das Qualitätsmanagement spricht hier auch vom Basisnutzen.

	Das formale Produkt erfasst Zusatzleistungen, die nicht vom Kernnutzen zu trennen sind, diesen aber erweitern, etwa Aufwertung durch Marke, gute Verpackung oder Qualität: das Auto fährt lange und zuverlässig. Dies kann im Sinne des Kano-Modells auch als die Leistungsanforderung bezeichnet werden.

	Das erweiterte Produkt erfasst Zusatzleistungen oder Zusatzprodukte, die im Zusammenhang mit dem Produkt angeboten werden, von diesem aber zu trennen wären, etwa Versicherung, Gewährleistung oder auch die kostenlose Lieferung. Das Auto wird bei Unfall ersetzt, fährt also (vertreten durch ein neues Exemplar) auch noch nach seiner Zerstörung.





5.2 Begriff der Dienstleistung im Sinne des EGV

Dienstleistungen im Sinne des Rechts der Europäischen Union18 sind Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Waren-und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der Personen unterliegen.

Als Dienstleistungen gelten insbesondere:


	gewerbliche Tätigkeiten,

	kaufmännische Tätigkeiten,

	handwerkliche Tätigkeiten,

	freiberufliche Tätigkeiten.



Definition 5.1 Dienstleistungen im Sinne des EGV


sind Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden und nicht den Vorschriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der Personen unterliegen.










6 Besonderheiten für den öffentlichen Sektor


6.1 Öffentliche Dienstleistungen

Unter öffentlichen Dienstleistungen sind solche Leistungen zu verstehen, die im öffentlichen Interesse oder Auftrag mit einem erkennbaren Gemeinwohlbezug für die Gemeinschaft erbracht werden. Damit verbinden sich Merkmale wie allgemeine Zugänglichkeit und Verlässlichkeit sowie die Befriedigung bestimmter menschlicher Grundbedürfnisse im Bereich der Infrastruktur, des Wohnens, der Bildung, der sozialen und gesundheitlichen Sicherung usw. Im deutschen Sprachgebrauch hat sich seit Jahrzehnten für solche Gemeinwohlleistungen auch der Terminus Daseinsvorsorge eingebürgert.

Mittlerweile ist der Begriff Daseinsvorsorge allerdings etwas veraltet. Er strahlt eine staats-paternalistische Patina aus und impliziert die Leistungserbringung durch den Staat. Obwohl man Daseinsvorsorge als weitgehend identisch mit öffentlichen Dienstleistungen ansehen kann, ist der neue Terminus doch vorzuziehen. Beim Begriff öffentliche Dienstleistungen geht es nicht primär um das (staatliche oder private) Eigentum am Leistungserbringer, sondern in erster Linie um den öffentlichen bzw. Gemeinwohl-Charakter der Dienstleistungen. Und darauf kommt es heute vor allem an.



6.2 Dienstleistungen von allgemeinem Interesse


6.2.1 Begriffliche Annäherung

In der EU hat sich eine ähnliche Sprachregelung herausgebildet. Zurückgehend auf das französische Verständnis vom service public19 wird von Dienst im Allgemeininteresse gesprochen (vgl. EU-Kommission 2004; s. ferner Art. 86 Abs. 2 EGV). Dazu gehören einerseits die Dienstleistungen von allgemeinen Interesse sowie die Dienstleistungen von allgemeinen wirtschaftlichen Interesse. Letztere werden auf Märkten ausgetauscht, erstere nicht. Die verschiedenen Vorgaben der EU (freier Marktzugang, Wettbewerbsprinzip usw) gelten lediglich für DAWI.


„Der traditionellen französischen Typologie zufolge umfassen öffentliche Dienstleistungen sowohl industrielle und kommerzielle öffentliche Dienstleistungen (vergleichbar mit den Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse) als auch administrative oder staatliche öffentliche Dienstleistungen (öffentliche Verwaltung). In diesem Rahmen kann der Begriff „öffentliche Dienstleistungen“ mit dem der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse nach dem Sprachgebrauch der Gemeinschaft gleichgesetzt werden.“20



Die EU lässt den Mitgliedstaaten einen Spielraum bei der Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen. Sie lässt es z.B. offen, ob diese von privaten oder öffentlichen Unternehmen produziert werden. Der Staat muss jedoch dafür sorgen, dass diese Leistungen in angemessenem Umfang und Qualität erbracht werden und er muss sicherstellen, dass die Produzenten diese Leistungen auch tatsächlich in der vereinbarten Weise erbringen (vgl. Art. 16 EGV). Hier klingt der Gewährleistungsgedanke bereits an.

Eine einheitliche Definition des Begriffs DAI ist in den EU-Vorschriften nicht enthalten. Was damit explizit gemeint sein soll, wird in einem besonderen Dokument beschrieben:21


womit das Konzept gemeint ist, das die Rechte des Bürgers auf bestimmte Dienstleistungen zur Absicherung existentieller Risiken und zur möglichst partizipativen Teilhabe am öffentlichen Leben und am Wirtschaftsleben impliziert. Dienstleistungen stehen allen zu gleichen Bedingungen zur Verfügung.






6.2 Dienstleistungen von allgemeinem Interesse

Definition 6.1 Dienstleistungen von allgemeinem Interesse


Wirtschaftliche und nicht wirtschaftliche Dienstleistungen, die von staatlichen Stellen im Interesse der Allgemeinheit erbracht und von ihnen daher mit spezifischen Gemeinwohlverpflichtungen verknüpft werden.



Um die derzeitige Regelung der EU zu veranschaulichen, lassen sich drei Kategorien von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse unterscheiden:


	Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse: Tätigkeiten wirtschaftlicher Natur mit eindeutig europaweiter Bedeutung wie Post-, Telekommunikations- und Verkehrsdienste sowie die Strom-und Gasversorgung; unterliegen daher besonderen EU-Regelungen. Diese Dienstleistungen unterliegen ferner den Binnenmarkts-und Wettbewerbsregeln des EGV